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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

03.04.2001 

Geschäftszahl 

96/08/0053 

Rechtssatz 

Das Fehlen eines an sich unterscheidungskräftigen Merkmales persönlicher Abhängigkeit lässt im Hinblick 
darauf, dass schon das Überwiegen dieser Merkmale bei der anzustellenden Gesamtbetrachtung genügt, keinen 
zwingenden Schluss darauf zu, dass die zu beurteilende Tätigkeit nicht der Versicherungspflicht unterliegt; es 
kommt vielmehr darauf an, ob unter Berücksichtigung aller im Einzelfall gegebenen Umstände die 
Bestimmungsfreiheit des Beschäftigten durch seine Beschäftigung weitgehend ausgeschaltet ist (Hinweis E 
21.12.1993, 90/08/0224). (Im konkreten Fall fehlt es mangels Vereinbarung einer fixen oder sonstigen vom 
Arbeitserfolg unabhängigen Entlohnung an einem von der Rechtsprechung bei Vertreterverhältnissen zur 
Unterscheidung zusätzlich herangezogenen Kriterium.) 


